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Finanzbehörde Hamburg Aufgabenbeschreibung 

1 Allgemeines, Angebotsanforderung und -Wertung 

Die Vergabestelle weist darauf hin, dass der Bieter die Vollständigkeit der Vergabeunterla- 
gen nach Erhalt zu prüfen hat. Werden vom Bieter inhaltliche Unstimmigkeiten oder Unklar- 
heiten, die die Preisermittlung beeinflussen, festgestellt, so hat er sich unverzüglich an die 
Vergabestelle zu wenden. 

1.1 Ausschreibungsziel 

Die Freie und Hansestadt Hamburg (FHH) - Bezirksamt Bergedorf - als Auftraggeber (AG) 
beabsichtigt den Abschluss eines Vertrages über die Gebietsentwicklung für das künftige 
RISE-Gebiet Mittlerer Landweg/Gleisdreieck inkl. Erarbeitung eines Integrierten Entwick- 
lungskonzeptes. 

Das förmliche Ausschreibungsverfahren für diese Ausschreibung wird durch die Finanzbe- 
hörde der Freien und Hansestadt Hamburg durchgeführt. 

1.2 Ausschreibungsumfang 

Im Vorfeld wird ein Teilnahmewettbewerb durchgeführt. Innerhalb dieses Teilnahmewettbe- 
werbs wurde die Eignung der Bewerber überprüft. Die Anforderungen des Teilnahmewett- 
bewerbs und die Angaben in den Teilnahmeanträgen werden im Falle der Zuschlagsertei- 
lung Bestandteil des Vertrages. 

Im Rahmen des Verhandlungsverfahrens ist ein Angebot abzugeben, das umfassend den 
beschriebenen Erwartungen entspricht. 

Die Laufzeit des Auftrags wird zunächst ab Zuschlagserteilung bis zum 31.12.2018 festge- 
legt. Der AG behält sich die Option einer ein- bis dreimaligen Verlängerung der Vertragslauf- 
zeit bis zum voraussichtlichen Ende des Förderzeitraums am 31.12.2024 vor. 

Diese Angaben erfolgen vorbehaltlich der Beschlüsse der Hamburgischen Bürgerschaft über 
die Mittelausstattung in den jeweiligen Haushaltsjahren und der Behörde für Stadtentwick- 
lung und Wohnen über die Mittelzuteilung zu Gunsten des Fördergebiets. 

Weitere Einzelheiten über den Umfang und die Art der ausgeschriebenen Leistung sind ins- 
besondere dem Teil 3 dieser Aufgabenbeschreibung zu entnehmen. 

1.3 Nebenangebote 

-entfällt- 

1.4 Bietergemeinschaft 

Bietergemeinschaften sind zugelassen und mussten bereits mit dem Teilnahmeantrag 
abschließend angegeben werden. 
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1.5 Nachunternehmereinsatz 

Die Bieter können sich gemäß der Bekanntmachung der Ausschreibung auf die Fähigkeiten 
anderer Unternehmen beziehen und diese als Nachunternehmer im Rahmen der Leistungs- 
erbringung einsetzen. 

Die Anforderungen aus der Bekanntmachung sowie die vorlaufend im Teilnahmeantrag dazu 
gemachten Angaben einschließlich der mit dem Teilnahmeantrag eingereichten Unterlagen 
werden verpflichtender Bestandteil des Vertrages. Bei Veränderungen im Nachunternehmer- 
einsatz finden die Bestimmungen des Vertrages uneingeschränkt weiter Anwendung. Die 
Verantwortung für die Auswahl der Nachunternehmer und die Gestaltung der Unteraufträge 
liegt beim Auftragnehmer (AN). Veränderungen während der Vertragslaufzeit bedürfen der 
Zustimmung des AG. 

Der AG behält sich vor, seine grundsätzliche Zustimmung zum Einsatz von Nachunterneh- 
mern im Einzelfall zu entziehen und bestimnnte Nachunternehmer von der Auftragserfüllung 
auszuschließen, sofern diese den Anforderungen dieser Aufgabenbeschreibung bzw. den 
Regelungen des Vertrages nicht entsprechen. Der AN hat auch in diesen Fällen (Ausschluss 
eines Nachunternehmers) eine uneingeschränkte Auftragserfüllung zu gewährleisten. 

1.6 Verfahrenssprache 

Verfahrenssprache ist deutsch. Während der Angebots- und der Wertungsphase sowie in 
allen Verhandlungsphasen kommunizieren die AG mit den Bewerbern gegenseitig aus- 
schließlich in deutscher Sprache. 

1.7 Ablauf des Verhandlungsverfahrens 

Einreichung eines indikativen Angebots 

Die Bieter reichen bis zum Ablauf der Angebotsfrist ein indikatives Angebot sowie ggfs. Än- 
derungswünsche zum Vertragsentwurf ein. Die indikativen Angebote unterliegen keiner 
vergaberechtlichen Wertung und dienen lediglich der Vorbereitung der Verhandlungen. 

Präsentation und Verhandlungen 

Voraussichtlich in der 5. Kalenderwoche finden die Angebotspräsentationen und Verhand- 
lungen über den Preis und die Leistung statt. In einer Angebotspräsentation stellt der Bieter 
sein Leistungsangebot und die für die Auftragserfüllung handelnden Personen vor. Informati- 
onen (z.B. Einladungen zu Präsentationsterminen) werden ausschließlich elektronisch per E- 
Mail versendet. Die Präsentationen finden voraussichtlich in den Räumen des Bezirksamtes 
Bergedorf statt. 

Die Bieter erhalten die Möglichkeit, zu den zur Verfügung gestellten Vergabeunterlagen 
schriftlich Fragen, Hinweise und Änderungsvorschläge zu stellen. 

Der Bieter hat sicherzustellen, dass im Verhandlungszeitraum personelle Ressourcen zur 
Verfügung stehen. Auf Seiten der Bieter soll mindestens der Geschäftsführer oder Prokurist 
oder ein sonstiges von der Geschäftsleitung bevollmächtigtes Mitglied sowie der für die spä- 
tere Auftragserfüllung zuständige zentrale Ansprechpartner (Gebietsentwickler/Projektleiter) 
teilnehmen. 

Für die Ausarbeitung des Konzeptes sowie die Präsentation im Verhandlungsverfahren wird 
keine Vergütung/Mono rar gezahlt. Auch findet keine Erstattung sonstiger Kosten wie z.B. 
Reisekosten statt. 

Verbindliches Angebot (Final Call) 
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Im Anschluss an die Verhandlungen werden die Bieter zur Abgabe verbindlicher schriftlicher 
Angebote aufgefordert. Der AG behält sich vor, auch nach Eingang der verbindlichen Ange- 
bote noch einmal in Verhandlungen einzutreten und ggfs, weitere Angebote abzufordern. 

Das letzte verbindliche Angebot wird gern. Ziffer 1.10 gewertet. 

1.8 Angebotsbezogene Erklärungen und Nachweise und abschließende Liste 

Sowohl mit dem indikativen als auch mit dem verbindlichen Angebot ist bis zum Ende der 

Angebotsfrist jeweils Folgendes einzureichen: 

Die in der folgenden Tabelle aufgeführten Anlagen sind entsprechend zu nummerieren. 

Anlagen-Nr. Angebotsbezogene Erklärungen und Nachweise Wertung als... 

AI 

Dem Angebot sind konzeptionelle Angaben beizufü- 
gen. 
Die einzelnen Kriterien können Ziffer 1.10 entnom- 
men werden. 

Die konzeptionellen Angaben sind entsprechend der 
Leistungsbausteine wie folgt zu gliedern 

• Einleitung des Gebietsentwicklungsprozes- 

ses 
Integriertes Entwicklungskonzept 

Betrieb eines Stadtteilbüros 
BürgerbeteiligungZ-aktivierung 

Öffe ntlich ke itsa rbe it 
ProjektentwicklungZ-management und Um- 

setzungsstrategien für die Ziele des Integrier- 
ten Entwicklungskonzeptes 

• Organisatorisches, Controlling und Berichter- 

stattung sowie Zusammenarbeit 

Der Umfang der konzeptionellen Angaben ist auf 
max. 12 Seiten, DIN A4 (Schriftgröße 11) zu be- 
grenzen. Darüber hinaus eingereichte Seiten werden 
nicht bei der Bewertung berücksichtigt. 

Zuschlagskriterium 

A2 

Ausgefülltes Preisblatt 
Ein entsprechendes Formular liegt den Vergabeun- 
terlagen bei. 

Zuschlagskriterium 

A3 

Dem Angebot ist eine detaillierte Kostenkalkulation 
beizufügen, aus der hervorgeht, wie sich das Hono- 
rarangebot zusammensetzt. Dabei sind neben dem 
Gesamtpreis auch die durchschnittlichen vorgese- 
henen Stunden pro Jahr für die Gesamtlaufzeit an- 
zugeben. 

Ausschlusskriterium 
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1.9 Hinweise zu den Erklärungen und Nachweisen 

Für den Fall, dass einzelne Antwortfelder in den Vergabeunterlagen für Ihre Angaben nicht 

ausreichen, sind weitere Angaben von Ihnen auf Anlagen, die entsprechend zu kennzeich- 
nen sind, zu machen und mit den Angebotsunterlagen bis zum Ende der Angebotsfrist 

einzureichen. 

Nach § 56 Abs. 2 VgV können Erklärungen und Nachweise, die nicht bis zum Ende der An- 
gebotsfrist vorgelegt wurden, nachgefordert werden. Dies liegt jedoch im Ermessen des AG. 

1.10 Zuschlagserteilung 

Der Auftrag wird als Gesamtauftrag an einen AN vergeben. Die Unterbreitung von Angebo- 
ten für einen Teil der Leistung ist nicht möglich. 
Der Zuschlag wird, sofern alle Mindestanforderungen erfüllt sind, auf das nach § 58 Abs. 1 
VgV wirtschaftlichste Angebot erteilt. 

Zuschlagskriterien für die Bewertung des letzten verbindlichen Angebots: 

Kriterien Gew. 

Faktor 

Max. Punktzahl 

A. Konzeptionelle Angaben zu den Leistungsbaustei- 
nen (vgl. Kap. 3.3): 60% Gewichtung 

Einleitung des Gebietsentwicklungsprozesses 

Integriertes Entwicklungskonzept 
Betrieb eines Stadtteilbüros 

BürgerbeteiligungZ-aktivierung 
Öff e ntlichkeitsarbeit 
ProjektentwicklungZ-management und Umset- 

zungsstrategien für die Ziele des Integrierten Ent- 
wicklungskonzeptes 

Organisatorisches, Controlling und Berichterstat- 
tung sowie Zusammenarbeit 

Die einzelnen Kriterien werden in Kap. 3.3 erläutert. 

Der Umfang der konzeptionellen Angaben ist auf max. 12 
Seiten, DIN A4 (Schriftgröße 11) zu begrenzen. Darüber 
hinaus eingereichte Seiten werden nicht bei der Bewer- 
tung berücksichtigt. 

5 

10 
10 

10 
5 
10 

10 

50 

100 
100 

100 
50 
100 

100 

Max. 600 Punkte 

B. Preis: 40 % Gewichtung 

Gewertet wird der Netto-Stundensatz. (400 Punkte) 

Max. 400 Punkte 

Max. Gesamtpunk- 

tezahl: 1.000 
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A. Punktevergabe konzeptionelle Angaben (Maximal 600 Punkte) 

Die konzeptionellen Angaben werden von einer Auswahlkommission des Bezirksamtes Ber- 
gedorf entsprechend der oben benannten Zuschlagskriterien bepunktet. 
Jedes der Kriterien wird mit 0 bis 10 Punkten bewertet. Diese Bewertung wird mit dem in der 
Bewertungsmatrix benannten Gewichtungsfaktor multipliziert. 

Aus der Multiplikation von Gewichtungsfaktor und Bewertungspunkten ergibt sich - aufsum- 

miert über alle Kriterien - eine Wertung von max. 600 Punkten. 

Die konzeptionellen Angaben werden im Falle der Erteilung des Auftrags verbindlicher Be- 
standteil des Vertrags. 

Für die Bewertung jedes Kriteriums gilt: 
• 10 Punkte erhält ein Bieter für das jeweilige Kriterium, wenn er durch seine Angaben 

deutlich macht, dass er die bei diesem Kriterium wesentlichen Problematiken und 
Fragestellungen vollständig erkannt und berücksichtigt hat und entsprechende Lö- 

sungen präsentiert. Darüber hinaus muss der Bieter weitere, ggf. potenzielle Prob- 
lemstellungen, Besonderheiten oder sonstige Gesichtspunkte erkannt und behandelt 
haben, die mit diesem Kriterium ebenfalls in Zusammenhang stehen. Außerdem 

müssen die Angaben des Bieters ganz nachvollziehbar und widerspruchsfrei sein. 
Die vorgeschlagenen Lösungsansätze bzw. das vorgeschlagene Konzept müssen 

aus Sicht des Auftraggebers im Hinblick auf die jeweilige Problemstellung ganz um- 
setzbar und geeignet sein. Für 10 Punkte müssen schließlich auch innovative Ansät- 

ze erkennbar sein. 

• 7 Punkte erhält ein Bieter für das jeweilige Kriterium, wenn er durch seine Angaben 
deutlich macht, dass er die bei diesem Kriterium wesentlichen Problematiken und 
Fragestellungen vollständig oder im Wesentlichen vollständig erkannt und berück- 

sichtigt hat und entsprechende Lösungen präsentiert. Darüber hinaus muss der Bieter 
aber auch weitere, ggf. potenzielle Problemstellungen, Besonderheiten oder sonstige 

Gesichtspunkte erkannt und behandelt haben, die mit diesem Kriterium ebenfalls in 
Zusammenhang stehen. Außerdem müssen die Angaben des Bieters ganz oder im 

Wesentlichen nachvollziehbar und widerspruchsfrei sein. Die vorgeschlagenen Lö- 
sungsansätze bzw. das vorgeschlagene Konzept müssen aus Sicht des Auftragge- 
bers im Hinblick auf die jeweilige Problemstellung ganz oder im Wesentlichen um- 

setzbar und geeignet sein. 

• 4 Punkte erhält ein Bieter für das jeweilige Kriterium, wenn er durch seine Angaben 
deutlich macht, dass er die bei diesem Kriterium wesentlichen Problematiken und 

Fragestellungen vollständig oder im Wesentlichen vollständig erkannt und berück- 
sichtigt hat und entsprechende Lösungen präsentiert. Die Angaben des Bieters müs- 

sen ganz oder im Wesentlichen nachvollziehbar und widerspruchsfrei sein. Die vor- 
geschlagenen Lösungsansätze bzw. das vorgeschlagene Konzept müssen aus Sicht 
des Auftraggebers im Hinblick auf die jeweilige Problemstellung ganz oder im We- 

sentlichen umsetzbar und geeignet sein. 

• 1 Punkt erhält ein Bieter für das jeweilige Kriterium, wenn er nicht alle wesentlichen 
Problematiken bzw. Fragestellungen erkannt und berücksichtigt hat oder keine ent- 

sprechende Lösungen präsentiert. Sind seine Angaben nicht oder kaum nachvoll- 
ziehbar oder in nicht unerheblichem Unnfang widersprüchlich, führt dies ebenfalls zu 

nur einem Punkt. Dasselbe gilt für Lösungsansätze bzw. eine Konzeption, die beim 
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Auftraggeber nicht unwesentliche Zweifel an der Umsetzbarkeit und Eignung im Hin- 
blick auf die jeweilige Problemstellung bestehen lassen. 

B. Punktevergabe Preis (Maximal 400 Punkte) 

Es wird der jeweilige Preis für den Stundensatz (inkl. Nebenkosten) der Bieter bewertet und 
miteinander verglichen. 
Das Angebot mit dem niedrigsten Preis erhält 400 Punkte. Alle höheren Preisangebote wer- 
den mit dem Bieter, der den niedrigsten Preis angeboten hat, verglichen. Punkte für den Preis 
werden in Höhe des Prozentsatzes abgezogen, um den der Preis des jeweiligen Bieters über 
dem Preis des Bieters, der den niedrigsten Preis angeboten hat, liegt. 
Beispiel: Ein Angebot, das um 10% über dem niedrigsten Preis liegt, erhält bei der Preiswer- 
tung einen Abschlag von der Höchstpunktzahl (400 Punkte) von 10 % (40 Punkte). Es würde 
also 360 Punkte erhalten. Es werden mindestens 0 Punkte vergeben, negative Punkteverga- 
ben sind nicht möglich. 
Die Berechnung der Preispunkte findet mit zwei Nachkommastellen statt. 

Gesamtbewertunq 

Die Punkte aus der Bewertung von A und B werden addiert. Der Zuschlag wird auf das An- 
gebot mit der höchsten Gesamtpunktzahl (maximal 1.000 Punkte) erteilt. 

2 Vertragsbedingungen 

2.1 Allgemeine Vertragsbedingungen 

Zur Konkretisierung des Auftragsverhältnisses wird auf der Grundlage des beigefügten Ent- 
wurfes ein gesonderter Vertrag geschlossen. 

3 Beschreibung der Aufgaben und der zu erbringenden Leistungen 

3.1 Rahmenbedingungen 

Der Auftrag umfasst die Durchführung der Gebietsentwicklung entsprechend der gültigen 
Vorgaben der Städtebauförderung des Bundes (voraussichtlich nach dem Programm Stad- 
tumbau-West) und des Landes während der Laufzeit des Fördergebiets Mittlerer Landweg/ 
Gleisdreieck. Die Grundlage für die Arbeit des Gebietsentwicklers ist das Rahmenprogramm 
Integrierte Stadtteilentwicklung (RISE) der Freien und Hansestadt Hamburg (Drucksache 
2012/01470) sowie die Richtlinien zum Einsatz der Fördermittel (Globalrichtlinie (FHH, BSU 
(Hg.) 2012) und Förderrichtlinie (FHH, BSU (Hg.) 2013) und der Leitfaden für die Praxis, 
(FHH, BSU (Hg.) 2012) vorbehaltlich etwaiger Änderungen 
(http://www.hamburq.de/publikationen-und-veranstaltunqen/publikationen/). Zu Beginn des 
Gebietsentwicklungsprozesses ist ein Integriertes Entwicklungskonzept (lEK) zu erarbeiten. 
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Der / die beauftragte Gebietsentwickler/in bildet gemeinsam mit dem /der Gebietskoordina- 
tor/in des Bezirksamtes Bergedorf das Gebietsmanagement. Unter besonderer Berücksichti- 
gung des Rahmenprogramms Integrierte Stadtteilentwicklung der Freien und Hansestadt 
Hamburg sowie der Fördervoraussetzungen der Städtebauförderrichtlinien soll der Gebiets- 
entwicklungsprozess vorbereitet, abgestimmt und durchgeführt werden. Der Gebietsentwick- 
ler soll als Schnittstelle zwischen Verwaltung und Akteuren im Fördergebiet die beabsichtig- 
ten städtebaulichen und sozialräumlichen Maßnahmen über die Programmlaufzeit fachlich 
koordinieren, die lokalen Willensbildungsprozesse vor Ort organisieren und an der Steuerung 
und Evaluierung der Programmumsetzung mitwirken. 

3.2 Anlass und Hintergrund 

Mit der Drucksache „Flüchtlingsunterkünfte mit der Perspektive Wohnen“ (Drs. 21/1838) vom 
3.11.2015 wurde das 8 ha große Gebiet „Gleisdreieck“ am Mittleren Landweg in Billwerder 
(Flurstücke 1507 und teilw. 5461) als geeignete Siedlungsfläche für dauerhaftes Wohnen 
benannt. Es wird in der Drucksache explizit darauf hingewiesen, dass alle Erfahrungen der 
Stadt- und Integrierten Stadtteilentwicklung zur Entwicklung stabiler Quartiere einzubeziehen 
sind. 

Vor dem Hintergrund der geplanten Unterbringung von Flüchtlingen in Festbauten im neuen 
Wohnquartier am Mittleren Landweg stehen der Stadtteil Billwerder und die Nachbarschaft 
vor besonderen städtebaulichen, sozialen und integrativen Herausforderungen. Bereits in 
2017 wird die Bevölkerung dort voraussichtlich um 2.400 Menschen zunehmen. Das Bezirk- 
samt Bergedorf und die Behörde für Stadtentwicklung und Wohnen sind daher übereinge- 
kommen, eine Problem- und Potenzialanalyse (PPA) für das Gebiet „Mittlerer Landweg/ 
Gleisdreieck“ im Bezirk Bergedorf einzuleiten, um den Beschluss der Senatskommission für 
Stadtentwicklung und Wohnungsbau zur Festlegung als Fördergebiet im Rahmenprogramm 
Integrierte Stadtteilentwicklung vorzubereiten. 

Bis zur Festlegung des Untersuchungsgebietes als Fördergebiet wurde ein Interimsquar- 
tiersmanager für die Zeit vom 01.09.2016 bis 31.03.2017 vor Ort eingesetzt, der in einem 
Büro an der Grundschule Mittlerer Landweg einmal die Woche Sprechzeiten hat, die Bewoh- 
nerinnen und Bewohner informiert, den Beteiligungsprozess vor Ort unterstützt und als Mo- 
derator tätig ist. 

3.3 Ausgangslage 

Das ca. 160 ha große Fördergebiet umfasst in Teilen die statistischen Gebiete 84001,84002 
und 83001 in bislang ländlich geprägten Stadtteilen Billwerder und Allermöhe. Hauptbestand- 
teile des künftigen Fördergebietes sind einerseits die künftige Wohnsiedlung „Gleisdreieck“ - 
belegen im statistischen Gebiet 84002-, die 780 Wohnungen für ca. 2.500 Bewohner, größ- 
tenteils mit Fluchthintergrund, bereitstellen wird und andererseits die gewachsene Bewoh- 
nerstruktur am Mittleren Landweg mit 654 Bewohnern mit Hauptwohnsitz (Quelle: Meldere- 
gister 31.12.2015). Daneben gibt es mehrere Kleingartenflächen im Westen (Luxweg und 
nördl. Bahngraben) und westlich des südlichen Abschnittes des Mittleren Landwegs u.a. mit 
Festbauten. 

Die Bebauung im Gleisdreieck Billwerder erfolgt in Modulbauweise, ein Erstbezug ist bereits 
für Dezember 2016 vorgesehen. Nach Angaben von fördern & wohnen AöR als Betreiber 
sollen zu 60% Familien und zu 40% Alleinstehende, Senioren und behinderte Menschen 
einziehen. Die BASFI als zuständige Fachbehörde geht von 10 % Elementarkindern bei der 
Kita-Planung aus. Von Beginn an werden 4 Kitas zu je 80 Plätzen im Quartier geplant; eine 
Kita soll als Eltern-Kind-Zentrum (EKiZ) eingerichtet werden. 
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An das Untersuchungsgebiet schließt sich im Südosten das RISE-Gebiet Neuallermöhe an, 
welches insbesondere durch seine hohe Bewohnerdichte (23.841 Bewohner auf einer Fläche 
von 365 ha) und seinen hohen Migrantenanteil (Bevölkerungsanteil der Menschen mit Migra- 
tionshintergrund liegt bei 62 %) vor großen integrativen Aufgaben steht. Das RISE- 
Fördergebiet Neuallermöhe verfügt mit seinen bestehenden sozialen Infrastruktur- 
einrichtungen (Kitas, Gebietsmanagement, KulturA, Bürgerhaus Allermöhe, Sportvereine, 
Jugendeinrichtungen, etc.) und den aktiven Netzwerken (z.B. Stadtteil bei rat oder der AG 
Jugend) über Potenziale. 

Das Gebiet Mittlerer Landweg/ Gleisdreieck mit seinem Expresswohnungsbau für 2.500 Be- 
wohner steht von Beginn an im Fokus der überregionalen Öffentlichkeit. Einerseits ist dem 
hohen Bedarf an Bereitstellung von Wohnraum Rechnung zu tragen, andererseits ist gleich- 
zeitig aufzuzeigen, wie die Integrationsaufgaben hinsichtlich der gesellschaftlichen Infrastruk- 
tur (Bildung, Beschäftigung, offener Kinder- und Jugendarbeit, Sport und Freizeit, Kultur, 
Gesundheit) wie auch der städtebaulichen Entwicklung und Nutzungsstrukturen (Wohnen, 
Nahversorgung, Verkehrliche Anbindung, etc.) bewältigt werden können. Dieser Prozess soll 
transparent und in enger Kooperation mit den Akteuren vor Ort gestaltet werden. In diesem 
Zusammenhang ist auch der am 19. Juli 2016 zwischen der Bürgerintitiative „Integration: JA! 
Ghetto: NEIN!“, und der Freien und Hansestadt Hamburg Unterzeichnete Bürgervertrag 
„Teilvertständigung im Hinblick auf die weitere Entwicklung von Belegung und Infrastruktur 
beim Projekt Mittlerer Landweg“ zu berücksichtigen. 

3.4 Aufgabenstellung und Leistungsbausteine 

Bei der Auftragsumsetzung sind folgende Leistungsbausteine zu berücksichtigen und mit 
dem Angebot konkrete Aussagen zur jeweiligen methodischen Aufbereitung und Herange- 
hensweise in den konzeptionellen Angaben zu machen (siehe Ziffer 1.10 u). 

a) Einleitung des Gebietsentwicklungsprozesses 

Der Bieter visualisiert die ersten Schritte der Gebietsentwicklung und benennt erste Meilen- 
steine für die Hauptförderphase. Er beschreibt die methodische Herangehensweise und den 
Aufbau des Integrierten Entwicklungskonzeptes sowie die Umsetzung des Gebietsentwick- 
lungsprozesses. Der Bieter fasst das Vorgehen in einem Meilenstein-Zeitplan zusammen. 

b) Integriertes Entwicklungskonzept 

Das zentrale Steuerungs- und Koordinierungsinstrument im Gebietsentwicklungsprozess ist 
das Integriertes Entwicklungskonzept (lEK) mit Zeit-Maßnahmen-Kosten-Plan (ZMKP). Unter 
Berücksichtigung der Ergebenisse der PPA und der Beteiligungsprozesse vor Ort beschreibt 
das lEK 

• die gebietsbezogenen Leitziele, 

• die Zielsetzungen und Handlungsbedarfe zu den ausgewählten relevanten Hand- 

lungsfeldern und 

• die Strategie zur Umsetzung der Zielsetzungen und Schlüsselprojekte. 

Die Aufstellung des lEKs soll unter intensiver Beteiligung der Bewohnerschaft, von Grundei- 
gentümern und ggfs. Wohnungsunternehmen, Gewerbetreibenden in Allermöhe, sozialen 
Einrichtungen (auch aus Neuallermöhe), der Bezirkspolitik und anderen lokalen Akteuren 
sowie in Abstimmung mit den betroffenen Fachbehörden und dem Bezirksamt erfolgen. Pa- 
rallel zur Bearbeitung des Konzeptes sind in Absprache mit dem AG erste vorgezogene 
Maßnahmen auf den Weg zu bringen. 
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In den ersten zehn Monaten nach Auftragsbeginn ist ein Integriertes Entwicklungskonzept 
gemäß § 171b Abs. 2 BauGB inkl. eines Zeit-Maßnahmen-Kosten-Planes (gemäß RISE - 
Leitfaden für die Praxis) inhaltlich und graphisch zu erarbeiten. 

Mit dem Angebot sind unter Berücksichtigung der o.g. Anforderungen die Verfahrens- 

schritte und methodische Herangehensweise für die Aufsteliung des Integrierten Entwick- 

iungskonzeptes zu beschreiben und die vorgesehene Beteiligung ailer Akteure zu skizzieren. 

c) Betrieb eines Stadtteilbüros 

Erwartet wird eine regelmäßige vor-Ort-Präsenz der / des Gebietsentwickler/in in einem ei- 
genen Stadtteilbüro vor Ort. Das Stadtteilbüro soll als Kontakt- und Informationszentrum für 
Bewohnerinnen und Bewohner, Gewerbetreibende und andere lokale Akteure dienen und 
bietet die Möglichkeit für externe Gruppen sich zu treffen und die Infrastruktur zu nutzen. Im 
Rahmen der Stadtteilentwicklung werden die Betriebskosten und die Miete für das Stadtteil- 
büro sowie die einmalige Ausstattung vom AG übernommen. Die Kostenübernahme wird 
gesondert, außerhalb des Vertrages, verhandelt. 

Die Bieterin/ der Bieter verdeutlicht unter Berücksichtigung der o.g. Anforderungen seine 
Vorsteilungen zum Betrieb des Stadtteiibüros und dabei insbesondere die Sprech- und Prä- 
senzzeiten. 

d) BürgerbeteiligungZ-aktivierung 

Die frühzeitige Einbindung der unterschiedlichen ehrenamtlichen wie auch professionellen- 
Akteure sowie der alteingesessenen Bewohnerschaft wie auch der neu hinzugezogenen, die 
überwiegend Migrationshintergrund aufweist, ist von entscheidender Bedeutung und bedarf 
einer professionellen Begleitung mit hoher sozialer und interkultureller Kompetenz. 

Im Rahmen dieses Leistungsbausteins wird erwartet, dass unterschiedliche Zielgruppen der 
Bewohnerschaft im Gebiet (Kinder- und Jugendliche, Senioren, Menschen mit und ohne 
Migrationshintergrund) in den Quartiersentwicklungsprozess einbezogen werden und die 
Vernetzung lokaler Einrichtungen, Träger und Institutionen gestärkt wird. 

Die Herstellung der Mitwirkungsbereitschaft unter den Akteuren ist von wesentlicher Bedeu- 
tung, dabei sollen unterschiedliche Interessen integriert und privates Engagement aktiviert 
werden. Als übergreifendes Beteiligungsgremium soll ein öffentlicher Stadtteilbeirat als fester 
Baustein eingerichtet werden, dessen Geschäftsführung der/die Gebietsentwickler/in über- 
nimmt. Daneben sind jedoch auch niedrigschwellige, projektbezogene Beteiligungsverfahren 
anzubieten, mit denen schwierig erreichbare Gruppen angesprochen werden können. Eben- 
so sind bereits vorhandene Gremien und Netzwerke im Stadtteil zu berücksichtigen und ein- 
zubinden. In diesem Zusammenhang soll die Verstetigung von selbstorganisierten Strukturen 
unterstützt werden, um die Nachhaltigkeit der Entwicklungsfortschritte zu sichern. 

Zur stärkeren Aktivierung, Beteiligung und Mitwirkung von Betroffenen soll mit Beauftragung 
des Gebietsentwicklers ein Verfügungsfonds eingerichtet werden. Die Höhe des Verfügungs- 
fonds beläuft sich voraussichtlich auf 20.000 Euro pro Jahr. Der Verfügungsfonds ist treu- 
händerisch durch den AN zu verwalten. Die Entscheidung über die Vergabe der Mittel des 
Verfügungsfonds erfolgt durch den Stadtteilbeirat, hierfür ist ein geeignetes Verfahren zu 
entwickeln. 

Die Durchführung von Veranstaltungen zur aktivierenden und projektbezogenen Beteiligung 
sowie Information der Bevölkerung gehört ebenfalls zum Aufgabenfeld des AN. Für alle Ver- 
anstaltungen, Termine sowie Treffen generell wird der AN zur Beschaffung und Kostenüber- 
nahme von Material verpflichtet. 
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Die Bieterin/der Bieter soil in seinem Angebot unter Berücksichtigung der o.g. Anforde- 
rungen darlegen, welche Gruppen ihrer/seiner Ansicht nach zu beteiligen sind und wie diese 
Beteiligung und Aktivierung durchgeführt werden soll. Dabei sind sowohl methodische An- 
sätze als auch zielgruppenspezifische Herangehensweisen in Bezug auf die unterschiedli- 
chen Bewohnergruppen und Akteure zu benennen. Die Bieterin/der Bieter visualisiert die 
Schritte der Gebietsentwicklung, benennt Meilensteine und beschreibt die Umsetzung des 
Gebietsentwicklungsprozesses inkl. des vorgesehenen Stundenaufwandes. Der Bieter/die 
Bieterin fasst das Vorgehen in einem Meilenstein-Zeitplan zusammen. 

e) Öffentlichkeitsarbeit 

Die Öffentlichkeitsarbeit beinhaltet eine stetige Pressearbeit in Abstimmung mit dem AG, 
indem regelmäßig Informationen an lokale und regionale Medien weitergegeben werden. 
Angesichts der heterogenen Bewohnerschaft im Gebiet sind geeignete Informationsmateri- 
alien zu konzipieren und zu verbreiten. Zum Aufgabenfeld der Öffentlichkeitsarbeit gehört 
ebenfalls die Entwicklung einer Internetseite sowie deren regelmäßige Aktualisierung und 
Pflege inklusive der Erstellung von Beiträgen. Ein Budget für Öffentlichkeitsarbeit steht zur 
Verfügung. 

Zudem sollten öffentliche Veranstaltungen (z.B. Auftakt, Zwischenbilanz/Halbzeit, Bilanz) 
vorgesehen werden, deren Konzeption, und Organisation zielgruppenadäquat vom AN über- 
nommen wird. 

Die Bieterin/der Bieter beschreibt unter Berücksichtigung der o.g. Anforderungen, wie und 
in welchem Umfang die regelmäßige und angemessene Öffentlichkeitsarbeit und mit wel- 
chen Informationsmaterialien gestaltet wird. Ebenso wird ein Vorschlag zu Veranstaltungs- 
formaten erwartet 

f) ProjektentwicklungZ-management und Umsetzungsstrategien für die Ziele des 

Integrierten Entwicklungskonzeptes 

In enger Abstimmung mit der/dem Gebietskoordinator/in hat der/die Gebietsentwickler/in die 
Aufgabe, entsprechend der jeweiligen Handlungsfeldsziele einzelne Projekte im Gebiet in- 
haltlich zu konzipieren, zu initiieren und deren Umsetzungsprozess aktiv zu begleiten und 
ggfs, die privaten oder sozialen Projektträger bei der Mittelakquise zu beraten. Zum Aufga- 
benfeld gehören ebenfalls die Mitwirkung an der Erstellung der Projektdatenblätter zur För- 
dermittelanmeldung. 

Die Bieterin/der Bieter beschreibt unter Berücksichtigung der o.g. Anforderungen das 
geplante Vorgehen, benennt Probleme und erläutert Strategien bei der Projektentwicklung 
und -Umsetzung an a) einem Projektbeispiel im Bereich des Handlungsfeldes Integration von 
Geflüchteten/Menschen mit Migrationshintergrund und b) einem Projektbeispiel aus dem 
Handlungsfeld Arbeitsmarkt Beschäftigung und Ausbildung sowie deren Finanzierungsopti- 
onen. 

g) Organisatorisches, Controlling und Berichterstattung sowie Zusammenarbeit 

Eine regelmäßige Abstimmung zwischen AG und Gebietsentwicklerin/Gebietsentwickler im 
Rahmen des Gebietsmanagements ist erforderlich. So sollten bspw. Projekt- u. themenbe- 
zogene Gespräche in angemessenen Abständen durchgeführt werden. 
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Der Gebietsentwickler hat - entsprechend der Vorgaben der RISE- Erfolgskontrollen, (Leit- 
faden) - die jährlichen Sachstandsberichte mit Fortschreibung des ZMKPs, die Zwischenbi- 
lanzierung zur Halbzeit der Gebietslaufzeit (3,5 Jahre nach Beschluss des lEK) mit Fort- 
schreibung des lEKs und ZMKPs, und die Abschlussbilanzierung ca. ein halbes Jahr vor 
Ende der Gebietslaufzeit zu erstellen. Bei der Abschlussbilanzierung ist auch der Ausstiegs- 
prozess aus der aktiven Gebietsentwicklung zu beschreiben und aufzuzeigen, wie der Ent- 
wicklungsprozess nachhaltig auch ohne Gebietsmanagement stabilisiert werden kann. 
Der/die Gebietsentwickler/in erstellt am Ende einen Abschlussbericht und bereitet die Ab- 
rechnung der Gesamtmaßnahmen vor. 

Die komplette organisatorische Vorbereitung, Durchführung und Dokumentation aller von der 
Gebietsentwicklung übernommenen Aufgaben soll von dieser selbst ausgeführt werden. 
Hierzu zählen unter anderem die Erstellung und Pflege aller für den Auftrag erforderlicher 
Unterlagen, die Bereitstellung bzw. Organisation benötigter Materialien sowie die Terminko- 
ordination. 

Die Bieterin/der Bieter erläutert in seinem Angebot unter Berücksichtigung der o.g. Anfor- 
derungen, wie die Zusammenarbeit mit der Verwaltung gestaltet werden soll und den Um- 
fang der Dokumentationsaufgaben. (Art und Umfang). 

3.5 Auftragsorientierte Anforderungen 

Zur Erfüllung des Auftrags sind folgende Kompetenzen, Kenntnisse und Erfahrungen beim 
AN erforderlich: 

• Fachliche Kenntnisse und Erfahrungen aus den Bereichen Stadterneuerung und 

Stadtteilentwicklung (Städtebauförderprogramme des Bundes, Hamburgische Pro- 

gramme) 

• Erfahrungen in der Entwicklung von Konzepten und Projekten 

• Erfahrungen mit Projektmanagement und Prozesssteuerung 

• Kenntnisse und Erfahrungen mit Methoden und Organisation der Bürgerbeteiligung 

und -aktivierung unterschiedlicher Bevölkerungsgruppen/ Zielgruppen 

• Dialog-, Kommunikations- und Teamfähigkeiten (Gesprächsführung, Präsentation) 

sowie Moderations- und Mediationskompetenzen 

• Verhandlungsgeschick zwischen divergierenden Interessen 

• Erfahrungen in der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 

• Kenntnisse in der quartiersbezogenen Öffentlichkeitsarbeit 

• besondere interkulturelle und intermediäre Kompetenzen 

• Sachkenntnisse bei der Akquisition und Beantragung von Drittmitteln zur Projektför- 

derung 

• Kenntnisse über die hamburgischen Verwaltungsstrukturen 

4 Anlagen 

Vorgesehene Gebietsfestlegung Karte: Mittlerer Landweg/ Gleisdreieck 

Sozialintegratives Konzept für das neue Wohngebiet auf dem Gelände des Gleisdreiecks 

Billwerder unter Berücksichtigung vorhandener sozialer Infrastrukturen in der Nachbar- 

schaft ( Fortschreibung vom November 2016) 

nicht abgestimte Fassung der Problem- und Potenzialanalyse Mittlerer Landweg (noch 

vor TÖB-Beteiligung) unter dem link: 

http://downloads-archi-stadt.de/index.php/s/OGvskwfMWiJDvpmund das Passwort: 
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5 Ansprechpartner 

Zu dieser Ausschreibung werden nur Anfragen beantwortet, die per E-Mail oder Fax gestellt 
werden. Auskünfte zu dieser Aufgabenbeschreibung erteilt: 

Finanzbehörde Hamburg - Referat Beschaffung und Strategischer Einkauf für Ham- 
burg, 

Fax: + 49 40 428 23- 1364 
Mail: ausschreibungen@fb.hamburg.de 

Die Auskünfte und Antworten werden den Bietern unverzüglich per Fax oder Email übermit- 
telt. 

Vergabenummer:2016000170 Seite 14 von 14 



17.02.2017 

Vertrag 

zwischen 

Freie und Hansestadt Hamburg 

vertreten durch 

Bezirksamt Bergedorf 
Fachamt Sozialraummanagement 

Wentorfer Straße 38, 21029 Hamburg 
- im nachstehenden Text „Auftraggeberin“ genannt - 

und 

Johann Daniel Lawaetz-Stiftung 
vertreten durch 

Neumühlen 16-20 
22763 Hamburg 

- im nachstehenden Text "Auftragnehmerin" genannt - 

Präambel 

Das Fördergebiet Mittlerer Landweg/ Gleisdreieck (Anlage 1 siehe § 2) ist durch Beschluss 
der Senatskommission „Stadtentwicklung und Wohnungsbau“ am 14.02.2017 als Förderge- 
biet im Rahmenprogramm „Integrierte Stadtteilentwicklung“ mit einer Gebietslaufzeit bis En- 
de 2023 im Programmsegment „Stadtumbau West“ gern. §171 Baugesetzbuch) festgelegt 
worden. 

Der Zuzug von 2500 Flüchtlingen in das Gebiet am Mittleren Landweg stellt sowohl die be- 
stehende Bewohnerschaft als auch die neu hinzugezogenen Menschen vor neue Herausfor- 
derungen. Diese erfordern städtebauliche, infrastrukturelle und soziale Maßnahmen. Ziel 
des Stadtentwicklungsprozesses ist, die Integration vor Ort zu fördern, eine Beteiligungs- 
struktur zu entwickeln und ein attraktives Lebens- und Wohnunnfeld zu gestalten. 

§1 
Vertragsgegenstand 

1 



17.02.2017 

(1) Mit diesem Vertrag wird für das Städtebaufördergebiet Mittlerer Landweg/ Gleisdreieck 
(Anlage 1 siehe § 2) zunächst befristet bis zum 31. Dezember 2018 ein Gebietsentwickler 
beauftragt. Die Auftraggeberin behält sich weitere Verlängerungsoptionen des Vertrages bis 
zum Ende der Förderperiode voraussichtlich bis Ende 2024 vor (siehe § 5). Die Grundlage 
für die Arbeit des Gebietsentwicklers ist das Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwick- 
lung (RISE) der Freien und Hansestadt Hamburg und der Leitfaden zum Rahmenprogramm 
(Anlage 2 und 5 siehe § 2) sowie die Aufgabenbeschreibung gemäß Angebotsaufforderung 
der Auftraggeberin (Anlage 3 siehe § 2) und das Angebot des/der Auftrag nehme rin (Anlage 4 
siehe § 2). 

(2) Dem Vertrag liegen, soweit nachstehend nicht anderes vereinbart ist, die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuches, insbesondere des Werkvertrages, zugrunde. 

§2 
Bestandteile des Vertrages 

Anlage 1 Lageplan vom 07.02.2017 
Anlage 2 Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung (RISE) 
Anlage 3 Aufgabenbeschreibung gemäß Angebotsaufforderung vom 
Anlage 4 Angebot vom 01.03.2017 und Teilnahmeantrag vom 1.12.2016 
Anlage 5 Leitfaden für die Praxis 

§3 
Zusammenarbeit 

(1) Die Vertragspartner verpflichten sich im Rahmen der Vertragserfüllung zu einer vertrau- 
ensvollen Zusammenarbeit. Dies beinhaltet insbesondere die rechtzeitige und umfassende 
Information des Vertragspartners über solche Umstände, die für diesen von Bedeutung sind 
sowie die erforderliche Koordination und Abstimmung während der Dauer der Beauftragung. 
Zu diesem Zweck benennt die Auftraggeberin Ansprechpartner. 
Der/die Auftragnehmer/in benennt als Ansprechpartner| 

(2) Die Parteien sind berechtigt, die Ansprechpartner zu ändern. Sie werden hierüber den 
jeweiligen Vertragspartner rechtzeitig informieren. 

§4 
Inhalte der Auftragsvergabe 

(1) Der/die Auftragnehmer/in wird gemäß der Aufgabenbeschreibung (Anlage 3 siehe § 2) 
und ihrem Angebot vom 01.03.2017 (Anlage 4 siehe § 2) mit der Durchführung und Evaluie- 
rung der der Gebietsentwicklung beauftragt. 
Zu Beginn des Gebietsentwicklungsprozesses ist gemäß „Leitfaden für die Praxis“ (Anlage 5 
siehe § 2) ein Integriertes Entwicklungskonzept (lEK) zu erarbeiten. 

(2) Der/die Auftragnehmerin ist verpflichtet, ihre Leistungen vor den Ämtern, Gremien und 
Versammlungen, die von der Auftraggeberin bestimmt werden, entsprechend dem Angebot 
zu vertreten. 

§5 
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Termine 

(1) Das Vertragsverhältnis beginnt am 15.04.2017 und ist zunächst bis zum 31.12.2018 be- 
fristet. Die Auftraggeberin behält sich bis zu 3 Verlängerungsoptionen vor. Die 1. Verlänge- 
rung vom 1.1.2019 bis 31.12.2021, die 2. Verlängerung vom 1.1.2022 bis 31.12.2024 und im 
Falle einer Laufzeitverlängerung die 3. Verlängerung bis zum Förderende. Die Entscheidung 
zur optionalen Verlängerung wird die Auftraggeberin spätestens 6 Monate vorher treffen und 
die Auftragnehmerin hierüber schriftlich informieren. Die Vertragspartner werden im Falle der 
Ausübung der Option eine zusätzliche vertragliche Vereinbarung auf Grundlage des vorlie- 
genden Vertrages schließen. Die Verlängerungsoption erfolgt vorbehaltlich der Haushaltsbe- 
schlüsse der Hamburgischen Bürgerschaft 

(2) Mit der Erstellung des Integrierten Entwicklungskonzeptes (lEK) wird unverzüglich nach 
Vertragsabschluss begonnen und der Entwurf des Konzepts ist innerhalb von 10 Monaten 
fertigzustellen. Das Integrierte Entwicklungskonzept und der Zeit-Maßnahmen-Kosten-Plan 
(ZMKP) dienen als Grundlage für die Gebietsentwicklung. Beide sind alle zwei Jahre fortzu- 
schreiben und in Abstimmung mit der Auftraggeberin kontinuierlich zu aktualisieren. Alle zu 
realisierenden Projekte und Maßnahmen sind mit einer Kosten- und Finanzierungsplanung 
sowie einer Planung der Projektphasen zur Umsetzung zu versehen und laufend in Abstim- 
mung mit der Auftraggeberin zu aktualisieren. 

(3) Die Auftrag nehme rin wird bis zum 31. Januar eines jeden Jahres einen Jahresbericht 
erstellen, der die Dokumentation des Entwicklungsprozesses und die Darlegung des ent- 
sprechenden Leistungsstandes beinhaltet. 

(4) Zur Hälfte der Gebietslaufzeit ist eine Zwischenbilanzierung mit Selbstevaluation in Ab- 
stimmung mit der Auftraggeberin zu erstellen. 

(5) Ein halbes Jahr vor Ende der Gebietslaufzeit ist eine Abschlussbilanzierung mit Selbste- 
valuation und Aussagen zur Verstetigung zu erstellen. 

(6) Am Ende der Beauftragung ist durch die Auftragnehmerin ein Abschlussbericht zu ferti- 
gen. 

§6 
Verwaltung des Verfügungsfonds 

(1) Die Auftragnehmerin verwaltet treuhänderisch einen Verfügungsfonds in Höhe von vo- 
raussichtlich 20.000 Euro für jedes Kalenderjahr. 

(2) Die Vergabe der Mittel aus dem Verfügungsfonds erfolgt nach einem mit der Auftragge- 
berin abzustimmenden Verfahren über ein neu zu schaffendes Beteiligungsgremium (Stadt- 
teilbeirat). 

(3) Die nicht verausgabten Mittel des Verfügungsfonds sind bis Ende des jeweiligen Jahres 
an das Bezirksamt Bergedorf zurück zu übertragen. 

(4) Die Auftragnehmerin hat über alle Ausgaben Buch zu führen. Der gesamte Zahlungs- 
verkehr des Verfügungsfonds ist über das Treuhandkonto abzuwickeln. 

(5) Die Auftraggeberin und die Finanzbehörde sind - auch unangemeldet - berechtigt, Bü- 
cher, Belege und sonstige Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Ordnungsmäßigkeit 
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und Zweckmäßigkeit des Geschäftsgebarens der Auftragnehmerin durch örtliche Erhebun- 
gen zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. 

§7 
Kosten des Stadtteilbüros und Öffentlichkeitsarbeit 

(1) Die Auftraggeberin entscheidet im Einvernehmen mit der Auftragnehmerin über die An- 
mietung eines Stadtteilbüros und übernimmt die angemessenen Kosten für Miete und einen 
Betriebskostenanteil: ebenso einmalig die Kosten für die Erstausstattung des Büros. 

(2) Kosten für Öffentlichkeitsarbeit (Druck- und Versandkosten für Berichte und Flyer, Stadt- 
teilzeitungen, Veranstaltungskosten und Bewirtung) werden bis zu einer Höhe von 10.000 
Euro brutto pro Jahr pauschal übernommen 

§8 
Vergütung 

(1) Der/die Auftragnehmer/in erhält für die in Anlage ^ngebotener^jn^n Anlage 3 aufge- 
führten Leistungen ein jährliches Honorar in Höhe von^^^^^^^^^^^^Ezgl. der jeweils 
anfallenden gesetzlichen Umsatzsteuer, das sich aus dem angebotenen Stundensatz und 
der vereinbarten Stundenzahl ergibt. Auslagen und Nebenkosten (z.B. für Büromaterial, Por- 
to, Telekommunikation, Kopien, Fotos, Fahrten) sind im Honorar enthalten. 

(2) Das Honorar wird in anteiligen Jahresvergütungen entrichtet. Nach Vertragsunterzeich- 
nung kann der/die Auftragnehmer/in eine Abschlagszahlung in Höhe von 1/8 der Jahresver- 
gütung abfordern. Die weiteren Zahlungen erfolgen nach entsprechender Rechnungsstellung 
durch die Auftragnehmerin jeweils zum 15.02., 15.05., 15.08., 15.11. eines jeden Jahres. 

(3) Die letzte Rate des letzten Jahres wird nach Prüfung des Abschlussberichts durch die 
Auftraggeberin gezahlt. 

(4) Bei Ziehung der Verlängerungsoption erhalten die beiden Vertragsparteien Gelegenheit 
über eine Honoraranpassung zu verhandeln. 

§9 
Urheberrecht 

(1) Die erarbeiteten Ergebnisse werden der Auftraggeberin zu deren uneingeschränkter Nut- 
zung zur Verfügung gestellt. 

(2) Die Auftragnehmerin überträgt der Auftraggeberin zur Nutzung insbesondere die Rechte 
zur Vervielfältigung, zur Verbreitung und zum Zugänglichmachen im Internet gemäß §§ 16, 
17 und 19a des Urheberrechtsgesetzes unter Bezeichnung des Urhebers nach § 13 Urhe- 
berrechtsgesetz. 

(3) Soweit dem von der Auftragnehmerin gemäß § 3 Absatz 2 des Vertrags hinzugezogenen 
Dritten aus diesem Vertragsverhältnis Urheberrechte zustehen, verpflichtet sich die Auftrag- 
nehmerin dafür Sorge zu tragen, dass der Auftraggeberin die in Absätzen 1 und 2 genann- 
ten Rechte eingeräumt werden. Die Auftragnehmerin wird die Auftraggeberin von allen An- 
sprüchen Dritter, die urheberrechtliche Ansprüche gegen die Auftraggeberin stellen, freihal- 
ten. 
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(4) Die Auftraggeberin ist berechtigt, eingeräunnte Nutzungsrechte zu übertragen bzw. einfa- 
che Nutzungsrechte einzuräumen. Insoweit erteilt die Auftragnehmerin die erforderliche Zu- 
stimmung nach den §§ 34 und 35 des Urheberrechtsgesetzes bzw. stellt eine entsprechende 
Zustimmung von ihr hinzugezogener Dritter sicher. 

(5) Die Auftraggeberin hat das Recht zur vollständigen oder auszugsweisen Erstver- 
öffentlichung. Die Auftragnehmerin bedarf zur Veröffentlichung der vorherigen schriftlichen 
Zustimmung der Auftraggeberin, die diese nur versagen wird, wenn öffentliche Interessen 
dem entgegenstehen. 

(6) Die Auftraggeberin ist berechtigt, Veränderungen an dem Werk vorzunehmen. Bei we- 
sentlichen Änderungen ist die Auftragnehmerin anzuhören. 

(7) Die vorgenannten Vereinbarungen gelten auch, wenn das Vertragsverhältnis vorzeitig 
endet. 

§10 
Datenschutz 

(1) Der Auftrag ist unter Berücksichtigung der von der Auftraggeberin bereits gesammelten 
Ergebnisse, Erkenntnisse und Erfahrungen auszuführen. Es muss insbesondere vermieden 
werden, dass im Rahmen des Auftrages Untersuchungen wiederholt und Doppelarbeiten 
geleistet werden, sowie Material zusammengetragen wird, das in den beteiligten Behörden 
aufgrund früherer Untersuchungen bereits vorliegt. Darum werden der Auftragnehmerin die 
vorhandenen Unterlagen zugänglich gemacht, soweit ihre Weitergabe datenschutzrechtlich 
zulässig ist. 

(2) Die Auftragnehmerin verpflichtet sich, bei der Verarbeitung der personenbezogenen 
oder Personen bezieh baren Daten die Vorschriften des Hamburgischen Datenschutzgesetzes 
(HmbDSG) vom 5.7.1990 in der jeweils geltenden Fassung zu beachten. Dies betrifft insbe- 
sondere die Sicherungsmaßnahmen nach § 8 HmbDSG. Die Auftragnehmerin unterwirft sich 
insoweit der Kontrolle durch den Hamburgischen Datenschutzbeauftragten. 

(3) Die Auftragnehmerin ist zur vertraulichen Behandlung (Verschwiegenheit) der ihr im 
Rahmen dieses Vertrages überlassenen oder zugänglich gewordenen und nicht für die Öf- 
fentlichkeit bestimnnten Unterlagen, Daten oder Kenntnisse verpflichtet. Dies gilt auch für die 
im Rahmen dieses Vertrages von der Auftragnehmerin oder in ihrem Auftrag erstellten Unter- 
lagen. 

(4) Die mit der Datenverarbeitung befassten Personen sind sorgfältig auszuwählen und auf 
die Beachtung der datenschutzrechtlichen Bestimmungen zu verpflichten. 

(5) Die Auftragnehmerin hat über die Namen sowie über Art und Umfang der Tätigkeit der 
mit Datenschutzaufgaben betrauten Mitarbeiter einen Nachweis zu führen und der Auftrag- 
geberin hierüber auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 

(6) Die Auftragnehmerin hat die Auftraggeberin von allen Schäden freizuhalten, die der Auf- 
traggeberin durch von der Auftragnehmerin verursachte oder zu vertretende Verletzungen 
dieser Bestimmungen entstehen. 
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(7) Die Auftraggeberin ist auch bei nicht schuldhafter Verletzung dieser den Datenschutz und 
die Datensicherung betreffenden Bestimmungen durch die Auftragnehmerin berechtigt, den 
Vertrag fristlos zu kündigen. 

§11 
Haftung und Gewährleistung 

Die Auftragnehmerin übernimmt gegenüber der Auftraggeberin die Haftung und die Gewähr- 
leistung für eine ordnungsgemäße Ausführung ihrer Leistungen nach dem allgemein aner- 
kannten Stand der einschlägigen Wissenschaft und den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik: weiterhin dafür, dass die erbrachten Arbeiten und Leistungen für den vorgesehenen 
Zweck brauchbar und vollständig sind. Dies gilt auch für Leistungen, die von einem durch die 
Auftragnehmerin beauftragten Dritten erbracht werden. 

§12 
Kündigung 

(1) Der Vertrag kann nach den Vorschriften des Werkvertragsrechts sowie aus wichtigem 
Grund - ganz oder teilweise - gekündigt werden. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, 
wenn die Auftragnehmerin gegen die Verpflichtungen zur Vertraulichkeit sowie Verschwie- 
genheit nach § 10 Absatz 3 verstößt. 
Bei einer Kündigung des Vertrages werden nur die bis dahin erbrachten, nachgewiesenen 
und als vertragsgemäß anerkannten Teilleistungen vergütet. 

Hat die Auftragnehmerin den Kündigungsgrund nicht zu vertreten, so werden auch die über 
Absatz 2 hinausgehenden notwendigen Kosten für weitere Leistungen, die im berechtigten 
Vertrauen auf die vollständige Durchführung des Vertrages nachweisbar entstanden sind, 
einschließlich des hierauf entfallenden entgangenen Gewinns vergütet. 

§13 
Vertraulichkeit und Herausgabeanspruch 

(1) Informationen und Unterlagen, die der Auftragnehmerin von der Auftraggeberin überge- 
ben werden, werden von der Auftragnehmerin während und auch nach Ablauf der Vertrags- 
dauer vertraulich behandelt. 

(2) Die Auftrag nehme rin hat nach Abschluss der beauftragten Leistung oder bei Beendigung 
des Vertrages durch Kündigung alle ihr überlassenen oder von ihr erstellten Unterlagen so- 
wie die Ergebnisse der von ihr erbrachten Leistungen unverzüglich an die Auftraggeberin 
herauszugeben. Sämtliche Unterlagen werden bzw. bleiben Eigentum der Auftraggeberin. 
Zurückbehaltungsrechte der Auftragnehmerin, die nicht auf diesem Vertragsverhältnis beru- 
hen, sind auch bei vorzeitiger Beendigung des Vertragsverhältnisses ausgeschlossen. 

§14 
Veröffentlichungen und Auskunftsersuchen nach den Vorschriften 

des Hamburgischen Transparenzgesetzes (HmbTG) 

(1) Dieser Vertrag unterliegt dem Hamburgischen Transparenzgesetz (HmbTG) und wird 
nach Maßgabe der Vorschriften des HmbTG im Informationsregister veröffentlicht werden. 
Zudem kann er Gegenstand von Auskunftsanträgen nach dem HmbTG sein. 
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(2) Im Hinblick auf §10 Absatz 2 HmbTG wird vereinbart: 
a) Dieser Vertrag wird erst nach Ablauf eines Monats nach dem Zeitpunkt der Veröffentli- 
chung im Informationsregister wirksam. 
b) Die Auftraggeberin kann binnen dieses Monats nach Veröffentlichung des Vertrags im In- 
formationsregister kostenfrei vom Vertrag zurücktreten, wenn der Freien und Hansestadt 
Hamburg nach der Veröffentlichung des Vertrags von ihr nicht zu vertretende Tatsachen be- 
kannt werden, die sie, wären sie schon zuvor bekannt gewesen, dazu veranlasst hätte, einen 
solchen Vertrag nicht zu schließen, und ein Festhalten am Vertrag für die Freie und Hanse- 
stadt Hamburg unzumutbar ist. 

Der Auftragnehmerin ist bekannt, dass eine Veröffentlichung dieses Vertrages gegenüber 
Dritten im Rahmen des Rechts auf öffentliche Zugänglichmachung gemäß HmbTG durch 
das Bezirksannt ohne besondere Zustimmung der Auftragnehmerin bzw. der von ihr beauf- 
tragten Dritten und unabhängig vom Übermittlungsweg ohne Erhöhung des Vergütungsan- 
spruchs möglich ist. Die Leistungen und Dokumentationen der Auftragnehmerin sind durch 
diese so vorzubereiten, dass keine vertraulichen und unternehmensinterne Daten, die per- 
sönliche Belange berühren, erkennbar sind. 

(3) Die Auftrag nehme rin ist gemäß § 7 Abs. 3 HmbTG verpflichtet, die Dokumente in geeig- 
neter Form zu kennzeichnen, welche nach ihrer Einschätzung Betriebs- und Geschäftsge- 
heimnisse enthalten und dies gegebenenfalls zu begründen. Für durch die Verletzung eines 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses bei der Veröffentlichung im Informationsregister oder 
Herausgabe auf Antrag nach dem HmbTG entstehende Schäden haftet die Stadt Hamburg 
nur bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit. 

§15 
Unwirksamkeit von Vertragsbestimmungen, Ergänzungen 

(1) Die Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestimmungen berührt nicht die Gültigkeit des üb- 
rigen Vertragsinhaltes. Die Parteien verpflichten sich, im Zuge einer Vereinbarung unwirk- 
same Bestimmungen durch solche zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des Vertrages 
rechtlich und wirtschaftlich entsprechen. 

(2) Sollten ergänzende Bestimmungen bei der Durchführung des Vertrages not-wendig wer- 
den, werden die Vertragspartner zusätzliche Vereinbarungen treffen. 

(3) Allgemeine Geschäftsbedingungen der Auftragnehmerin gelten als nicht vereinbart. 

(4) Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages sowie andere Vereinbarungen, die den 
Inhalt dieses Vertrages berühren, bedürfen der Schriftform, Nebenabreden bestehen nicht. 

§16 
Anzuwendendes Recht; Gerichtsstand 

Auf den Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland Anwendung. 
Erfüllungsort und Gerichtsstand ist Hamburg. 

§17 
Erklärung des/der Auftragnehmers/in 
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Die Auftragnehmerin erklärt, dass sie weder nach der Technologie von L. Ron Hubbard ar- 
beitet noch Kurse und/oder Seminare nach der Technologie von L. Ron Hubbard besucht. 

Hamburg, den 

Für die Auftraggeberin: 

Hamburg, den 

Für die Auftragnehmerin 

XXXXXXXXXXXXXXXXX XXXXXXXXXXXXXXXXXXX 
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Verhandlungsverfahren mit öffentlichem Teilnahmewettbewerb 
Ausschreibungsnummer: 2016000170 
Durchführung der Gebietsentwicklung und Erstellung des Integrierten 

Entwicklungskonzeptes im künftigen Fördergebiet der Integrierten 
Stadtteilentwicklung Mittlerer Landweg/Gleisdreieck 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die Johann Daniel Lawaetz-Sfiflung beteiligt sich gerne an dem oben genannten 
Verhandlungsverfahren. 

Für die Durchführung des Auftrages können wir ein Team von fachlich und persönlich sehr 
engagierten Mitarbeiter/innen entsprechend dem ausgeschriebenen Auftrag anbieten. 
Unsere Mitarbeiter/innen verfügen über langjährige Erfahrungen in der Gebietsentwicklung 
im Rahmen der Integrierten Stadtteilentwicklung in Hamburg, im Falle einer Beauftragung 
werden die einzusetzenden Mitarbeiter/innen selbstverständlich mit Ihnen abgestimmt. 

Als gemeinnützige Stiftung bürgerlichen Rechts ist die Johann Daniel Lawaetz-Stiftung seit 
1986 als intermediärer Träger Insbesondere in den Bereichen Stadterneuerung/ 
Stadtentwicklung, in der Beratung und wissenschaftlichen Begleitung von EU-Projekten und - 
Programmen sowie in der Existenzgründungsberatung tätig. Im Aufgabenfeld 
Stadtentwicklung / Soziale Stadt und in den in diesem Zusammenhang thematisch 
bedeutsamen arbeitsmarkt-, sozial-, und bildungspolitischen Aufgabenfeldern arbeitet die 
Stiftung nach den Leitprinzipien: „Hilfe zur Selbsthilfe" und „Aktiv für das Gemeinwohl“. 
Ziel und Zweck der Stiftung ist es, insbesondere sozial und wirtschaftlich benachteiligten 
Personengruppen über innovative Methoden der Mobilisierung von 
Selbstorganisationspotenzialen Möglichkeiten zur Verbesserung ihrer Lebens-, Wohnungs-, 
Ausbildungs- und Arbeitssituation zu ermöglichen. 

Mit der Einrichtung der Gebietsentwicklung Mittlerer Landweg/Gleisdreieck soll das Gebiet 
entwickelt, sozial stabilisiert, das Wohnumfeld aufgewertet, Wohnraummanagement 
unterstützt, ehrenamtliches Engagement geweckt und vorhandenes aufgegriffen, die lokale 
Wirtschaft gestärkt, die Vernetzung im Quartier koordiniert und eine Identifikation mit dem 
Stadtteil gestärkt bzw. erreicht werden. 

Die Entwicklung und Umsetzung von baulichen Projekten im Bestand und von 
Neubauprojekten für familienfreundliches Wohnen ist eine weitere Aufgabe, die die Lawaetz- 
Stiftung im Rahmen von Gebietsentwicklung bei Bedarf wahrnimmt. 

Johann Daniel Lawaetz-Stiftung 
Gemeinnützige Stiftung 
des bürgeriichen Rechts 

Zentrale 
Neumühlen 16-20 
22763 Hamburg 

Geschäftsfü hrender Vorsta nd 
Telefon +49 40/39 99 36-0 
Telefax + 49 40 / 39 99 36 - 90 

www.lawaetz.de 

Weitere Standorte in Hamburg 
Essener Straße, 22419, Käkenflur 16 h 
Hohenhorst, 22045, Dahlemer Ring 1 
Lohbrügge-Ost, 21031, Alte Holstenstr. 22-24 
Neuallermöhe, 21035, Fieetplatz 1 
Neuwiedenthal, 21147, Rehrstieg 20 
Schnelsen-Süd, 22459, Graf-Johann-Weg 38 
Steilshoop, 22309, Schreyerring 47 
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Dieses und die Steuerung des Gesamtprozesse®-sind Bestandteil der bisherigen 
erfolgreichen Arbeit in zahlreichen Gebieten und spiegeln sich in der Qualifizierung der für 
diese Aufgabe vorgesehenen Mitarbeiter/innen wieder. 

Der Schwerpunkt der Gebietsentwicklung wird auf Leistungen und Kompetenzen gesetzt, die 
auf mobilisierenden und integrierenden Kommunikationspraktiken basieren; Beteiligung, 
Aktivierung, Vernetzungsstrukturen, Kooperation und daraus Entwicklung von 
Einzelprojekten und -maßnahmen sowie Förderung des Stadtteillebens, lebendiger 
multiethnischer Nachbarschaften und Wahrnehmung des Gebietes nach innen und außen. 
Dies sind Leistungen, die zum Selbstverständnis und zur grundsätzlichen Arbeitsweise der 
Lawaetz-Stiftung gehören. 

Die Kooperation mit Verwaltung, kommunalpolitischen Gremien und Eigentümern sind 
ebenso Bestandteil der wesentlichen Funktion der Stiftung, nämlich als Vermittlerin zwischen 
politisch administrativer Ebene und urbaner Lebenswelt auf der Ebene von Projekten, 
Gruppen, Initiativen und Bewegungen. 

Zur Lawaetz-Philosophie gehört außerdem die soziale Nähe zu den Menschen an ihren 
Orten bzw. unseren Projektorten, d.h. Aspekte wie kommunikative Erreichbarkeit, Empathie 
und Sensibilität für die Folgen sozialer Benachteiligung sind für uns wesentlich. 

Die Leistungen „Qualitätssicherung und Sicherung der Nachhaltigkeit der Maßnahmen“ sind 
neben der Zertifizierung nach DIN EN ISO 9001 Bestandteil der bisherigen erfolgreichen 
Gebietsentwicklungsarbeit (begleitende Prozess- und Ergebnisevaiuation), und werden 
durch unsere Forschungsabteilung unterstützt. 

Darüber hinaus bietet die Lawaetz-Stiftung professionelle Leistungen an, die ebenfalls für 
den beschriebenen Anforderungskataiog relevant sein können: Spezifisches Wissen über 
Förderprogramme und -konditionen auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene, spezielle 
Beratungskompetenzen sowie Managementqualitäten, die erforderlich sind, um Projekte 
auch gegen stärt^ere Widerstände zum Konsens und zur Realisierung zu bringen. 

Wir sind überzeugt, dass die genannten Anforderungen für das Durchführen der 
Gebietsentwickiung sehr gut mit dem Profil und der Arbeitsweise der Lawaetz-Stiftung 
übereinstimmen und wir darüber hinaus besonders qualifizierte und prädestinierte 
Bearbeiter/innen für dieses Projekt steilen können. 

In der Anlage haben wir Ihnen eine Mappe mit den kompletten Unterlagen beigefügt. 

Über eine Berücksichtigung beim weiteren Verfahren würden wir uns sehr freuen. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichem Gruß 

JOHANN DANIEL LAWAETZ-STIFTUNG 

NeumOhten 16-20 
22763 Hamburg 

Telefon + 49 40 / 39 99 36 - 0 
Telefax + 49 40 / 39 99 36 - 90 

Johann Daniel Lawaetz-Stiftung 
t ■Gemeinnützige Stiftung 
des bürgeriichen Rechts 

qen 

Geschäftsfiihrender Vorstand 

Weitere Standorte in Hamburg 
Essener Straße, 22419, Käkenflur 16 h 
Hohenhorst, 22043, Dahlemer Ring l 
Lohbrügge-Dst, 21031, Aite Hoistenstr. 22-24 
Neuallermöhe, 2103S, Fieetpiatz 1 
Neuwiedenthal, 21147, Rehrstieg 20 
Schnelsen-Süd, 22459, Graf-Johann-Weg 38 
Steilshoop, 22309, Schreyerring 47 
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Finanzbehörde Hamburg 
Fragenkatalog und Formular für Erklärungen und Nachweise 

Teilnahmeformular zur Ausschreibung 

Durchführung der Gebietsentwicklung und Eistellung des Integrierten Entwicklungs- 
konzeptes im künftigen Fördergebiet der Integrierten Stadtteilentwicklung Mittlerer 
Landweg/ Gleisdreieck 

Ausschreibungsnummer: 2016000170 - 

■; a.|, I 2 - » kl iij 
Formular zu III.1) Teilnahmebedingungen ^ 

(der EU - Auflragsbekanntmachung) 1 

Stand 28.11.2016 ™ ' 

Bitte benutzen Sie ausschließlich diesen Vordruck für ihre Angaben, Sollte der Platz 
nicht ausreichend sein, können Sie Anlagen verwenden. Dies ist dann in diesem 
Vordruck zu vermerken. 

Allgemeine Angaben 

Bewerber 

(genaue Firmenbezeich- 

nung) 

Johann Daniel Lawaetz-Stiftung 

2. Ansprechpartner 

3. Kontaktdaten (Postan- 

schrift, Telefonnummer, 

Fax, E-Mail, Homepage) 

Anschrift: Neumühlen 16-20, 22763 Hamburg 

Tel.-Nr: 

Fax-Nr.: 

e-mail: 

Homepage: www. lawaetz. de 

Gründungsjahr der Ge- 

sellschaft 

1986 

5. Sitz der Gesellschaft Hamburg 

Hauptgesellschafter (mehr 

als 25 % der Anteile der 

Stimmrechte) 

1. 

2. 

3. 

7. Angaben, ob und auf wel- 

che Art die Bewerberin 

Die Johann Daniel Lawaetz-Stiftung 

ist Gesellschafterin der Lawaetz- 

Stadtentwicklungs GnibH und der 

LP Projekt-Management GmbH. 

Nr. 2016000030 



Finanzbehörde Hamburg 

beziehungsweise der Be» 

Werber wirtschaftlich mit 

Unternehmen verknüpft ist 

oder ob und auf welche 

Art sie oder er auf den 

Auftrag bezogen in rele- 

vanter Weise mit Anderen 

zusammenarbeitet, sofern 

dem nicht berufsrechtiiche 

Die Stadtentwicklungs GrnbH engagiert 

sich in der WohnungsVersorgung von 

Menschen mit besonderem Unter- 

stützungsbedarf und verwaltet Wohn- 

und Gewerbeobjekte in allen Hamburger 

H0ZX1T ]c0ri. 

Die LP Projekt-Management GmbH ist 

eine gegründete Gesellschaft für die 

Entwicklung und Durchführung von 

komplexen Projekten, 

Vorschriften entgegenste- 

hen. 

rf,-:p tjr.fj i’i/: 
rirv.!- r; jivibul a 

12/--2?ts 
, A 

8. Einzureichende ausgefüll- Eigenerklärdli^zur ZuverlässigkeiK^ 
V 

te Formulare und Nach- 

weis 
Eigenerklärung zur Tariftreue und zur Zahlung 
eines Mindestlohnes gemäß § 3 Hamburgi- 
sches Vergabegesetz 

- Eigenerklärung zur Nichtanwendung Sciento- 
logy 

- Falls zutreffend; Bei Juristischen Personen und 
andere im Handelsregister einzutragende 
Rechtsformen ein aktueller Handelsregister- 
auszug beziehungsweise eine gleichwertige 
Bescheinigung des Herkunftslandes, nicht älter 
als drei Monate 

- Falls zutreffend, Erklärung Bietergemeinschaft 

liegt bei 0 

Zu III.1.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 

1, Angaben über den Ge- 

samtumsatz des Unter- 

nehmens für den Bereich 

Städteba ufö rderung/ 

Stadtentwicklung der letz- 

ten drei abgeschlossenen 

2013 
(Zeitraum) 

(Gesamtumsatz) 

2014 
Zeitraum) 
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Finanzbehörde Hamburg 

Geschäftsjahre (getrennt 

nach Jahren), (Gesamtumsatz) 

2015 
Zeitraum) 

(Gesamtumsatz) 

E'r.Lr.rj 

Ah r, 

t*. 
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Zu III. 1.3) Technische Leistungsfähigkeit 

- Allgemeine Büroinforma- 

tionen (max. 1 Seife) 

- Projektteam, das im Falle 

der Zuschlagserteilung für 

den Auftrag zuständig/ 

verantwortlich sein wird. 

(Namen, Projektteam. 

Stellvertretungsregeiun- 

gen, berufliche Qualifikati- 

onen der Personen, Erfah- 

rungen und fachliche Fä- 

higkeiten, Dauer der Be- 

triebszugehörigkeit (max. 

3 Seiten) 

vorgesehener Projektleiter. 

stellvertretender Projektleiter; 

Benennung der weiteren für das Projekt vorgesehe- 

nen Mitarbeiter; 

(gesondert beizufügen) 

Folgende Informationen sind beizufügen; 

- berufliche Qualifikationen der Personen, die im Falle 

der Zuschlagserteilung für den Auftrag zuständig/ ver- 

antwortlich sein werden 

liegt bei 

Vergabenummer: 2016000170 Seite 3 von 4 



Finanzbehörde Hamburg 

Angaben zum Einsatz von 

Unterauftragnehmern 

Referenzliste 

Ist ein Einsatz von Unterauftragnehmern im Falle der 

Zuschlagserteilung geplant: 

jaD nein Eli-;. 

12. IC ;s 
Falls ja; * . ? /\ 

Die Benennung der Unterauftraglieiimer und Angaben^ 

darüber, welcher Teil der Leistung durch den Unter- 

auftragnehmer abgedeckt werden soll 

liegt bei □ 

Ein Nachweis, dass die für den Auftrag erforderlichen 

Mittel tatsächlich zur Verfügung stehen, beispielswei- 

se durch eine entsprechende Verpflichtungserklärung 

dieser Unternehmen 

liegt bei □ 

Eine Liste der wesentlichen in den letzten drei Jahren 

erbrachten Leistungen mit der Angabe des Rech- 

nungswertes. der Leistungszeit sowie der Nennung 

des öffentlichen oder privaten Auftraggeber {mit Kon- 

taktdaten) der erbrachten Dienstleistungen, 

liegt bei 

, 

f / / 

Datu Unterschrift/Firmenstempel 
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Anlage zu III.1.3) Technische Leistungsfähigkeit 
Allgemeine Büroinformation 

Die Lawaetz-Stiftung arbeitet seit 1986 als intermediärer Träger im Bereich Stadtentwicklung 
und Projektberatung. Hier setzen wir unseren Arbeitsansatz der ^Hilfe zur Selbsthilfe“ 
Projekt-, gebiets- und programmbezogen ein und zwar in folgenden Tätigkeitsbereichen: 

• Projektentwickiung und Bau management 
• Quartiersmanagement 
• Projektberatung 
. Programm-Management und Controlling 
• Training und Tagungen 

Die Lawaetz-Stiftung verknüpft stadtentwicklungs-, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Ziele 
und verbindet in der Quartiersentwicklung u.a. stadtplanerische / städtebauliche und 
gemeinwesenarbeitsorientierte Ansätze. Für den Auftrag „Gebietsentwicklung Mittlerer 
Landweg/Gleisdreieck" kann die Lawaetz-Stiftung auf ihre Arbeitserfahrung als 
Quartiersmanager, Sanierungsträger und Landesberatungsgesellschaft sowie auf ihre 
Beratungsmethoden im Bereich der Existenzgründung und Qualifizierung (Fach- und 
Prozessberatung) zurückgreifen. Darüber hinaus verfügt die Lawaetz-Stiftung über eine 
eigene Evaluationsabteilung, die seit vielen Jahren lokal, regional und national Evaluationen 
zu sozialpolitischen Interventionsprogrammen durchführt. Weitere auftragsrelevante 
Schwerpunkte sind die Baubetreuung mit Projektentwicklung und Baumanagement für 
Wohnprojekte und soziale Zwecke (Bestand und Neubau) sowie die Beratung und 
technische Hilfe bei Projekten des Europäischen Sozialfonds (ESF). 

Zum Kundenkreis der Lawaetz-Stiftung zählen professionelle Projektträger genauso wie 
Selbsthilfegruppen. Wir sind in direktem Kontakt mit den verschiedensten 
Bevölkerungsgruppen. Die Spanne reicht dabei vom „normalen“ Altmieter, Jugendlichen und 
älteren Menschen bis hin zu akut obdachlosen Menschen oder der Punkergruppe als 
Gründungskollektiv für einen Handwerksbetrieb. Für den hier beschriebenen Kundenkreis 
arbeitet die Stiftung als intermediärer Träger mit Hamburger Fachbehörden, Bezirksämtern, 
Bundesbehörden und der Europäischen Union als Auftraggeber und/oder 
Kooperationspartner zusammen. 

Wir halten die Intermediarität als Arbeitsprinzip sowie unser breites Kooperationsnetzwerk 
als Potenzial für eine Erweiterung des Förderhintergrunds für eine gute Ausgangsbasis für 
alle Aufträge in der Quartiersentwicklung im Rahmen der Integrierten Stadtteilentwicklung. 
Unsere Arbeit als intermediärer Träger für die Gebietsentwicklung Mittlerer 
Landweg/Gleisdreieck würde sich vor allem am Hauptprinzip der Lawaetz-Stiftung 
orientieren - der Hilfe zur Selbsthilfe mit Anleitung zur Selbstorganisation! 

In dem Bemühen, als von außen kommender intermediärer Träger möglichst früh, ohne hohe 
Zeit- und Reibungsverluste die konkrete Funktion der Gebietsentwicklung übernehmen zu 
können, betrachtet sich die Lawaetz-Stiftung auch und gerade in der Anfangsphase als 
lernender Partner, der nachfolgende Leitlinien für außerordentlich hilfreich hält: 

• Bereitschaft zur Veränderung bzw. Flexibilität bei allen Beteiligten (Wirtschaft, Politik, 
Verwaltung, lokale Akteure) 

• Bereitschaft zum Konsens über gemeinsame Ziele bei allen Beteiligten 
• Frühzeitige Beteiligung notwendiger Partner 
• Klarheit und Transparenz bei der Zielentwicklung und praktischen Umsetzung 
• Eröffnung von Möglichkeiten für eigenverantwortliches Mitwirken an der 

Verbesserung des Gebietes 

1 f'-" ‘JOfS <.t.a 

A 
x/ 
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Anlage ZU ltl.1.3) Technische Leistungsfähigkeit ^ 
Projektteam 12, De::, 2C3 ! 

Die im Falle der Zuschlagserteilung vorgesehenen Mitarbeiter für da^^iet Mittlerer Land- y v/ 
weg/Gleisdreieck werden Martina Stahl, Alexandra Quast, Patrick Giese und Ghasal Falaki ^ 
sein. Anlassbezogen und mit ihren spezifischen örtlichen und fachlichen Kenntnissen stehen 
neben dem gesamten Quartiersentwickiungsteam der Lawaetz-Stiftung, die Mitarbeiter/innen 
der anderen Abteilungen, wie Projektentwicklung und Baumanagement; Beratung, Evalua- 
tion, Wissenstransfer und Existenzgründung zur Verfügung. 
Um die, für die Kommunikation mit den Geflüchteten notwendigen Sprachkenntnisse, wie 
z.B. Arabisch, Tigrinya abzudecken, werden Honorarkräfte eingebunden. 

Martina Stahl wird als hauptverantwortliche Gebietsentwicklerin eingesetzt. Im Team mit den 
oben genannten Kolleg/innen wird jede/r mit den jeweiligen Fachkenntnissen in den unter- 
schiedlichen Arbeitsbereichen eingesetzt. Mit nicht immer linearem und gleich bleibendem 
Arbeitsaufwand wird entsprechend den Äuftragsanforderungen flexibel umgegangen. Die 
genannten Personen verfügen über langjährige Berufserfahrungen in der Gebietsentwick- 
lung, Aktivierung, Beteiligung, Öffentlichkeitsarbeit, (Großgruppen-) Moderation, Vernetzung, 
Veranstaltungsorganisation, Gremienarbeit, Stadtplanung, interitulturelle Netzwerkgestaltung 
sowie in der Entwicklung und Durchführung von verschiedensten Projekten. 

Profil der vorgesehenen Projektleiterin 

... ist seit 2000 bei der Lawaetz-Stiftung als Quartiersentwicklerin tätig. Seit 
2015 ist sie Abteilungsleitung der Abteilung Soziale Stadtentwicklung und 
Bürgerbeteiligung. 

Ihr Arbeitsschwerpunkt ist seit 1990 die Aktivierung und Beteiligung von 
Bewohner/innen. Des Weiteren hat sie als Selbstständige für verschiedene 

Wohnungsunternehmen Mieterkonflikte geklärt. Mitte der SOziger hat sie die ersten mono- 
und multikulturellen Jugendwohnungen für minderjährige, unbegleitete Flüchtlinge aufge- 
baut. 

Sie ist zertifizierte interkulturelle Trainerin, bietet nebenberuflich Trainings an und führt re- 
gelmäßig In-House-Trainings mit Kolleg/innen bei der Lawaetz-Stiftung durch. 
In ihrer aktuellen Funktion als Fach- und Koordinationsslelle der lokalen Partnerschaften für 
Demokratie in Wandsbek ist sie mit den Herausforderungen in Bezug auf die Geflüchteten in 
allen Handlungsfeldern (einschließlich der Arbeitsmarktintegration, interkultureller Kompe- 
tenz, interkulturellen Öffnung) befasst. 

Sie verfügt über eine vielseitige Moderationserfahrung zu konfliktreichen Themen sowie mit 
Menschen aus unterschiedlichen Zusammenhängen. In der Quartiersentwicklung hat sie sich 
in den verschiedensten Methoden der Großgruppenmoderation fortgebildet und diese auch 
angewendet. 

Außerdem war sie als Lehrbeauftragte an der Hochschule 

tätig. 

Ihre besonderen Stärken liegen in der Kommunikation und der Entwicklung kreativer Lösun- 
gen und Projektideen, die umsetzungsfähig sind, sowie in der Netzwerkbildung. Akquise wei- 
terer Ressourcen z.B. EU Projekte. 
Sprachkenntnisse: Englisch / Türkisch fließend 
Grundkenntnisse: Französisch und Spanisch 

Teilnahmeantrag Lawaetz-Stiftung: Anlage zu |||.ö.3)Technische Leistungsfähigkeit 
Projektteam 
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Berufliche Erfahrung / Referenzprojekte (Auswahl) 

- Projektleitung für die Gebietsentwicklung im RISE-Fördergebiet 

Projektleitung für die Gebietsentwicklung im Fördergebiet der sozialen Stadtteilent- 
wicklung 
Projektleitung für die Gebietsentwicklung im Fördergebiet der aktiven Stadtteilent- 
wicklung 
Citymanagement   

- Mietergenossenschaft 

Profile der weiteren für das Projekt vorgesehenen IVtitarbeiter/innen 

... ist seit 2012 bei der Lawaetz-Stiftung als Quartiersentwicklerin tätig. 
Im Bereich der QuartiersenMcklung liegt ihr Arbeitsschwerpunkt auf der 
Bewohneraktivierung, der Öffentlichkeitsarbeit, dem Content- 
Management von Websites sowie der Veranstaltungsorganisation. 

Sie verfügt unter anderem über Fortbildungen im Bereich interkultureller 
Kompetenz und Erfahrungen in Moderationstechniken und Beteiligungs- 
methoden. 

Insbesondere die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen ist ein Schwerpunkt ihrer Arbeit 
im multikulturell geprägten Stadtteil 

Kultursensible, wertschätzende Kommunikation und Kompetenz ist für sie in einem vielfälti- 
gen Stadtteil mit Bewohnern unterschiedlichster Herkunft als Wohn- und Arbeitsort Alltag. 
Dieses Talent baut sie mit Fortbildungen in der Lawaetz-Stiftung erfolgreich aus. 

Sie hat in ihrem Studium sehr gute stadtplanerische Qualifikationen wie städtebaulicher Ent- 
wurf, Baurecht, Immobilienwirtschafl und Quartiersentwicklung erworben. Diese Fertigkeiten 
vertiefen die Arbeit im Quartier sowohl auf der Projektebene als auch mit Blick auf bauliche 
Entwicklungen. 

Ihre besonderen Stärken liegen in einer teamorientierten, flexiblen und situationsbezogenen 
Arbeitsgestaltung sowie im Umgang mit Visualisierungssoftwares. 

Sprachkenntnisse: Englisch und Französisch Grundkenntnisse 

Berufliche Erfahrung / Referenzprojekte 

Unterstützung der Nachsorgephase im Themengebiet | 

Gebietsentwicklung im RISE-Fördergebiet 

Gebietsentwicklung im RISE-Fördergebiet 

Studienprojekte 
Wissenschaftliche Publikationen und Vorträge im Bereich von Beteiligungsmethoden 
insbesondere E-Partizipation 
Organisation und Durchführung eines interdisziplinären Ideenwettbewerbes für das 
Bürgerhaus 

Teilnahmeantrag Lawaetz-Stiftung: Aniage zu ill.3.3) Technische Leistungsfähigkeit 
Projektteam 
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... .seit Juni 2016 bei der Lawaetz-Stiftung in der Beteilfgung und Ötfent- 
lichkeitsarbeit in verschiedenen Stadtteilen. 

Seine langjährige Berufspraxis und Erfahrung als MedienGestalter dienen 
ihm darüber hinaus als wichtige Grundlage für freiberufliche Projekte (u.a. 
Festivals, Stiftungen, Konferenzen). 

I ; i II- 
O'd,; . 

" in l' 

Beruflich wie privat bewegt er sich an den Schnittstellen von Hamburgs Sub- und Hochkultur 
und versteht sich als StadtMacher. Insbesondere auch im Hinblick auf die interkulturelle Ar- 
beit mit Geflüchteten. 

■ ■■. ist seit April 2016 im Bundesprojekt 
~^^^^^^^^^^^^^|verantwortlich für die Öffentlichkeitsarbeit 
und Organisation sowie Koordination in den Hamburger Bezirken Har- 
burg und Wandsbek. Ihr Tätigkeitsfeld umfasst darüber hinaus die im 
Bundesprogramm angebundenen Jugendforen. 

Zu ihren Schwerpunkten als Mitarbeiterin der Abteilung „Soziale Stadt- 
entwicklung und Bürgerbeteiligung“ gehören die Themen Integration, 

Interkultur und zivilgesellschaftliche sowie partizipatorische Prozesse. Sie hat in den Projek- 
ten Junge Vorbilder, Dialog macht Schule und MigraNet (Mentoring, Dialog-Moderatorin) 
mitgewirkt und verfügt über Kenntnisse und Qualifikationen für die Konzeption und Umset- 
zung von Bürgerdlalogen und Beteiligungsstrukturen | 

Sprachkenntnisse: Persisch (C2), Englisch (CI), Französisch (AI) 

Terlnahmeantrag Lawaetz-Stiftung: Anlage zu III.S.3) Technische Leistungsfähigkeit 
Projektteam 



Eiqenerkläruna zur Zuverlässigkeit 

Der Bieter hat mit Abgabe seines Angebotes zum Nachweis seiner Zuveilässigkeit gemäß bzw. analog § 6 Abs. b lit. c) der Vergabe und Vertrags- 
ordnung für Leistungen (VOL/A) bzw. zum Nachweis, dass er nicht gern. §§ 123, 124 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 
von der Vergabe öffentlicher Aufträge ausgeschlossen ist, eine Eigenerklärung abzugeben. Die Angaben werden ggf. von dem öffentlichen Auftrag- 
geber durch eine Auskunft aus dem Gewerbezentralregister nach § 150a Gewerbeordnung {GewO) überprüft. Der öffentliche Auftraggeber wrd 
außerdem vor Entscheidungen über die Vergabe von tiefer- und Dienstleistungen in den Fällen des § 7 des Gesetzes zur Einrichtung eines Regis- 
ters zum Schutz fairen Wettbewerbs (GRfW) vom 17. September 2013 (HmbGVBI. 2013, S. 417) bei der zentralen Informationsstelle der Finanzbe- 
hörde der Freien und Hansestadt Hamburg abfragen, inwieweit Eintragungen im gemeinsamen Register zum Schutz des fairen Wettbewerbs der 
Länder Hamburg und Schleswig-Holstein zu den für einen Zuschlag vorgesehenen Bieterinnen und Bietern, deren Geschäftsführungen, Bewerbe- 
rinnen und Bewerbern sowie potenziellen Auftragnehmerinnen und Auftragnehmern vorliegen. 
Ich/wir erklären, 

a) dass ich/wir den gesetzlichen Pflichten zur Zahlung von Steuern und Abgaben sowie zur Zahlung der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversiche- 
rung (Kranken-, Unfall-, Renten- und Arbeitslosenversicherung) nachgekommen bin/sind. 

b) dass über mein/unser Vermögen nicht das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung 
beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abgelehnt worden ist’. 

c) dass ich/wir zum Zwecke der Abfrage beim Register zum Schutz fairen Wettbewerbs gemäß § 5 Abs, 1 Satz 1 Nr. 2 i. V. m. § 5 Abs. 2 des 
Hamburgischen Datenschutzgesetzes (HmbDSG) einwillige(n), im potenziellen Auftragsfall personenbezogene Daten (Name, Vorname, Ge- 
burtsdatum, Geburtsort) der verantwortlich handelnden Personen (Geschäftsführer, gesetzliche Vertreter) zu benennen sowie die Zustimmung 
dieser Personen zur Weiterieitung der erforderlichen Daten an den öffentlichen Auftraggeber einzuholen. Ohne Einwilligung und Zusfmmung 
kann der Zuschlag nicht erteilt werden. Soweit im potenziellen Auftragsfall Nachunternehmer an der Auftragserfüllung beteiligt werden sollen, 
werde(n) ich/wir von diesen eine gleichlautende Einwilligung sowie deren Zustimmung einholen, die erforderlichen Daten an den öffentlichen 
Auftraggeber weiterzuleiten. Ohne diese schriftlichen Einwilligungen und Zustimmungen werden Nachuntemehmer vom öffentlichen Auftragge- 
ber abgelehnt, Die Erhebung und weitere Verarbeitung der Daten dient der Aufgabenerfüllung nach dem Gesetz zur Einrichtung eines Regis- 
ters zum Schutz fairen Wettbewerbs (GRfW). 

d) dass {Zutreffendes bitte an kreuzen) 

□ in den letzten drei Jahren Verfehlungen im Sinne von § 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Einrichtung eines Registers zum Schutz fairen Wettbe- 
werbs (GRfW) vom 17. September 2013 (HmbGVBI. 2013, S. 417) Vorgelegen haben (Abdruck des § 2 Abs. 2 siehe Rückseite); es wurden 

, jedoch Maßnahmen zur Selbstreinigung und zur Prävention ergriffen. Nachweise über diese Maßnahmen sind als Anlage(n) beigefügt^. 

Kl keine Verfehlungen im Sinne von § 2 Abs. 2 des Gesetzes zur Einrichtung eines Registers zum Schutz fairen Wettbewerbs (GRfW) vom 
f 17. September 2013 (HmbGVBI, 2013, S. 417) vorliegen, die meinen/unseren Ausschluss vom Wettbewerb rechtfertigen könnten oder 

kein Eintrag im gemeinsamen Register zum Schutz des fairen Wettbewerbs der Länder Hamburg und Schleswig-Holstein oder in ver- 
gleichbaren Registern anderer Bundesländer erfolgt ist, 

e) dass ich/wir in den letzten drei Jahren nicht gern. § 21 Abs. 1 des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illegalen Beschäftigung 
(SchwarzArbG) oder gern, § 21 Abs, 1 Artreitnehmerentsendegesetz (AEntG) mit einer Freiheitsstrafe von mehr als 3 Monaten oder einer Geldstra- 
fe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer Geldbuße von mehr als 2.500 Euro belegt worden bin/sind. 

f) dass dem Angebot nur die eigenen Preisermittlungen zu Grunde liegen und dass mit anderen Bewerbern Vereinbarungen weder über die Preisbil- 
dung noch über die Gewährung von Vorteilen an Mitbewerber getroffen sind und auch nicht nach Abgabe des Angebots gettoffen werden, 

g) dass die allgemeinen Preisvorschriften, insbesondere die VO PR 30/53 vom 21.11.1953 sowie das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
vom 2S.06.2013 (beide in der jeweils gültigen Fassung), beachtet worden sind. 

Bitte ankreuzen*: (Pflichtanaabel c 
Ist Ihr Unternehmen ein kleines oder mittelständisches Unternehmer) (KMU) ini_ Sinne der EU-Kriterien? 
(Ein Unternehmen gilt als KMU, wenn es weniger als 250 Mitarbeiter beschäftigt und der Umsatz weniger als 50 Mio. € oder die Bilanzsumme 
weniger als 43,.Mio. € beträgt.) 

nein 

Mir/uns ist bekannt, dass die NIchtvoilage oder die Unrichtigkeit vorstehender Erklärung zu meinem/unserem Ausschluss aus diesem 
Vergabeverfahren oder zu einer Vergabesperre gern. § 6 GRIW sowie zur Kündigung eines bereits geschlossenen Vertrages führen kann. 
Ich/wir verpflichte(n) mich/uns auch, die vorstehende Erklärung von Nachunternehmem zu fordern und diese zur Zustimmung des Auf- 
traggebers vorzulegen, bevor die Beauftragung der Nachuntemehmer erfolgt. 

(Unterschrift und ggf, Stempel) 

1 Sollte das Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung beantragt oder dieser Antrag mangels Masse abge- 
lehnt worden sein, sind zusätzliche Unterlagen einzureichen, die geeignet sind, die finanzielle Leistungsfähigkeit des Unternehmens belegen. Diese Unterlagen 
müssen der Vergabestelle die Möglichkeit geben, zu prüfen, ob das Unternehmen dazu in der Lage ist, den zu vergehenden Auftrag zu erfüllen. Fehlende 
Nachweise können zum Ausschluss aus dem laufenden Vergabeverfahren führen, 

2 Wird diese Möglichkeit angekreuzt, sind Unterlagen zwingend beizufügen und ggf. zu erläutern. Fehlende Nachweise können zum Ausschluss aus dem laufen- 
den Vergabeverfahren führen. 
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Eigenerklärung zur Tariftreue und zur Zahlung eines 
Mindestlohnes gemäß § 3 Hamburgisches Vergabegesetz 

Öffentliche Aufträge über Bauleistungen und andere Dienstleistungen sowie Dienslleistungskonzessionen vergibt die 
Freie und Hansestadt Hamburg gemäß § 3 des Hamburgischen Vergabegesetzes (HmbVgG) nur an Auftragnehmer, 
die sich bei Angebotsabgabe schriftlich dazu verpflichten. 

1. ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausführung dieser Leistungen ein Entgelt zu zahlen, das in 
Höhe und Modalitäten mindestens den Vorgaben desjenigen Tarifvertrages entspricht, an den das Unternehmen 
auf Grund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebunden ist {§ 3 Abs. 1 HmbVgG). Entsprechendes gilt für die 
Beachtung des Tarifvertragsgesetzes, Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und anderer gesetzlicher Bestim- 
mungen über Mindestentgelte. 

2. ihren Beschäftigten (ohne Auszubildende) für die Ausführung der Leistung aber mindestens ein Entgelt nach § 5 
des Hamburgischen Mindestlohngesetzes (HmbMinLohnG) in der jeweils geltenden Fassung zu zahlen 
(§ 3 Abs. 2 HmbVG). 

3. im Fall der Arbeitnehmerüberlassung im Sinne des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes dafür zu sorgen, dass 
die Verleiher den Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern bei der Ausführung der Leistung das gleiche 
Arbeitsentgelt gewähren wie vergleichbaren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern des Entleihers 
(§ 3 Abs. 3 HmbVgG). 

4. Soweit Leistungen auf Nachunternehmer übertragen werden, hat sich der Auftragnehmer zu verpflichten, den 
Nachunternehmern die Pflicht zur Zahlung des Mindestlohns aufzuerlegen (§ 5 Abs. 1 S.3 HmbVgG). 

Wird die folgende Eigenerklärung trotz Aufforderung des Auftraggebers nicht vorgeiegt, wird das Angebot von der Wer- 
tung aysgeschJossen (§ 3 Abs. 4 HmbVgG). 

Der Auftragnehmer / Anbieter erklärt hiermit: I 

1. 

«•» tiu' / 

Die Beschäftigten meines / unseres Unternehmens (ohne AuszuMctende) werden'^ür die Ausftfmng der für die- 
sen öffentlichen Auftrag erforderlichen Leistung mindestens eine ve%ütung in Höhe des'li^elts nach § 5 
Abs. 1 HmbMinLohnG (z. 2t. 8,67 €, Stand: Oktober 2015) erhalten. Bei der Ausführung der Leistungen beträgt 
die niedrigste Vergütung, die meine/unsere Beschäftigten erhalten, , (brutto) pro Stunde, 

■ (ic) und zwar nach folgendem Tarifvertrag: _ 

( ) wobei eine tarifliche Bindung nicht besteht (Zutreffendes ankreuzen bzw. ausfüllen). 

Zudem verpflichte ich mich / verpflichten wir uns zur Einhaltung des Tarifvertragsgesetzes, des Arbeitnehmer- 
überlassungsgesetzes und anderer gesetzlicher Bestimmungen über Mindestentgelte. 

2, Im Falle der Auftragsausführung durch Beschäftigte eines Verleihers veranlasse Ich / veranlassen wir, dass der 
Verleiher seinen Beschäftigten bei der Ausführung der Leistung das gleiche Arbeitsentgelt gewährt wie ver- 
gleichbaren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern meines / unseres Unternehmens. 

3. Im Falle der Übertragung von Leistungen auf Nachunternehmer verpflichte ich mich / verpflichten wir uns, dem 
Nachunternehmer die Pflicht aufzuerlegen, seinen Beschäftigten (ohne Auszubildende) für die Ausführung der 
für diesen öffentlichen Auftrag erforderlichen Leistung mindestens eine Vergütung in Höhe des Entgelts nach 
§ 5 Abs. 1 HmbMinLohnG (z. Zt. 8,67 €, Stand: Oktober 2015) zu zahlen. Die Einhaltung dieser Vorgaben wer- 
den von mir / uns kontrolliert (§ 5 Abs. 1 Satz 3 HmbVgG). 

4, Ich habe / Wir haben die Bestimmungen des § 3 Abs. 2 HmbVgG in Verbindung mit dem HmbMinLohnG sowie 
die möglichen Sanktionen gemäß § 11 HmbVgG bei schuldhafter Nichterfüllung der Verpflichtungen aus § 3 
Abs. 2 HmbVgG in der jeweils geltenden Fassung zur Kenntnis genommen (Vertragsstrafe, sofern vereinbart; 
fristlose Kündigung des Vertrages oder Rücktritt vom Vertrag) und bestätige/n dies mit meiner / unserer Unter- 
schrift. 

Mternativ hierzu kann der Auftragnehmer erklären: 

□ Ich erkläre hiermit, dass ich keine Mitarbeiter beschäftige und daher nicht an das Mindestlohngesetz gebunden 
bin. 

Ort, Dätum Unterschrift. Firmenstempel 



ERKLÄRUNG 
12.De 

A 

Ich, die/der Unterzeichnende erkläre, 

1. dass ich bzw. mein Unternehmen nicht nach der Technologie von 
Wl11hs or/Hl . r\Un nUUÜcUU 

2. dass weder ich noch meine Mitarbeiter nach der Technologie von 
L Ron Hubbard geschult werden bzw. keine Kurse und/oder Semi- 

nare nach der Technologie von L. Ron Hubbard besuchen und 

3. dass ich die Technologie von L. Ron Hubbard zur Führung meines 

Unternehmens (zur Durchführung meiner Seminare) ablehne. 

(Ort/Datum) (Unterschrift / Firmenstempel) 
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